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Vortrag an den Ministerrat 

Sicherheit an Schulen – Strukturelle Maßnahmen des 
Bundesministeriums für Inneres und des Bundesministeriums für 
Bildung 

1. Ausgangslage und Zielsetzung 

Das Attentat von Graz im Juni 2025 hat auf erschütternde Weise gezeigt, wie verwundbar 
Schulen in Österreich sind. Basierend auf dem Ministerratsbeschluss vom 18. Juni 2025 
wurden seitens des Bundesministeriums für Inneres (BMI) und des Bundesministeriums für 
Bildung (BMB) konkrete Initiativen gesetzt, um die Sicherheit an Bildungseinrichtungen in 
Österreich nachhaltig zu stärken. Ziel ist die konsequente, koordinierte und 
flächendeckende Verbesserung der Sicherheits- und Präventionsmaßnahmen, damit 
Schulen geschützte Räume bleiben und Schülerinnen sowie Schüler in einem sicheren 
Umfeld lernen können. 

2. Handlungsfelder des gemeinsamen Maßnahmenpakets 

Das BMI und das BMB haben die Initiativen für ein umfassendes Maßnahmenpaket 
ergriffen, um die Sicherheit und den Schutz an Schulen für den Bedrohungsfall zu 
gewährleisten. 

Das BMI unterstützt das BMB bei der Weiterentwicklung von Sicherheits- und 
Präventionskonzepten an Schulen. Community Policing, Schulungen, Gewalt-, 
Radikalisierungs- und Extremismusprävention und Sicherheitspartnerschaften stärken das 
Verantwortungsbewusstsein aller Beteiligten. Ein strukturiertes Bedrohungsmanagement 
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mit standardisierten Verfahren, Fallkonferenzen und interdisziplinärem Austausch und 
Einbindung von allen relevanten Stakeholdern verbessert die Früherkennung von Risiken.  

2.1. Präsenz, Prävention und Schulung 
• Unterstützung des BMB durch das BMI bei der Nachschärfung bestehender 

Sicherheits- und Präventionskonzepte, von Notfallübungen bis hin zu praxisnahen 
Verhaltensleitfäden für alle relevanten Akteure 

• Unterstützung des BMB durch die Polizei bei der Überprüfung und gegebenenfalls 
Nachschärfung bestehender Zugangskonzepte unter Heranziehung bestehender 
technischer Normen, insbesondere ONR CEN/TS 14383-6 

• österreichweite Sicherheitsschulungen für Lehrkräfte durch die Polizei in 
Abstimmung mit dem BMB ab dem Schuljahr 2025/26 – Darunter auch die 
Weiterführung und der Ausbau der Gewaltprävention  

• Weiterführung und Ausbau der österreichweiten gewaltpräventiven Burschen- und 
Männerarbeit, insbesondere zielgruppenspezifischer Gewaltprävention-Workshops 
für männliche Jugendliche zur Vorbeugung von geschlechtsspezifischer Gewalt.  

• Stärkung des Community Policing an Schulen 
• Unterzeichnung von Sicherheitspartnerschaftsverträgen als sichtbares Zeichen 

gemeinsamer Verantwortung 
• Stärkung der Radikalisierungs- und Extremismusprävention in Abstimmung mit dem 

BMB 
• Ausbau von Maßnahmen und Projekten zur Extremismusprävention für Kinder und 

Jugendliche - wie kontextsensibel konzipierte Workshops an Schulen und im 
außerschulischen Bereich - zur Vorbeugung von Gewalt und Stärkung der Resilienz 
gegenüber extremistischen Ideologien sowie aufsuchende extremismuspräventive 
Jugendarbeit im Rahmen der Sekundär- und Tertiärprävention. Auch im digitalen 
Raum sind von Seiten des Bundeministerium für Inneres Maßnahmen der 
Extremismusprävention zu konzipieren und umzusetzen.  

• Neue Daten und Erfahrungen aus Schulen zeigen, dass Mädchen zunehmend in den 
Fokus extremistischer Agitation rücken. Im Kontext verstärkter 
Radikalisierungstendenzen ist daher sicherzustellen, dass präventive Maßnahmen 
auch die steigenden Fallzahlen von Gewalt berücksichtigen, die von Mädchen 
ausgeht und sie von derartigen Anwerbungsversuchen schützt. 

• Verstärkter Austausch und koordiniertes Zusammenwirken im Rahmen von 
Präventionsmaßnahmen mit bestehenden schulischen und außerschulischen 
Unterstützungsstrukturen (insb. Sozialarbeiter:innen und -Psycholog:innen)  

• Stärkung des sozialen Lernumfelds durch leichteren Zugang zu einschlägigen 
Beratungsangeboten (z.B. für Eltern, Lehrkräfte usw..) und kostenlose 
Therapieangebote für Risikopersonen. 

• Unterstützung durch die Kriminalprävention bei Sicherheitsbegehungen und 
Bedarfsanalysen 
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2.1.1. Extremismusprävention im Rahmen der Ausbildung 
• Extremismusprävention als Bestandteil in der Lehrkräfte- Aus- und -fortbildung – zur 

Stärkung des österreichweiten „Frühwarnsystems“.  Neben den bestehenden 
Elementen wie der Konfliktlösungskompetenzen, Mediations- und 
Interventionstechniken, Umgang mit Mobbing, Exklusion, Diskriminierung, sozialen 
Ungleichheiten etc., soll ein weiteres Element in der Sensibilisierung ergänzt 
werden. Ziel ist nicht, Lehrkräften zusätzliche Verantwortung aufzubürden, vielmehr 
soll die Ausbildung dazu beitragen, Lehrkräfte gezielt für Anzeichen von 
Radikalisierung zu sensibilisieren und ermöglichen, im Bedarfsfall die zuständigen 
Stellen der Extremismusprävention rechtzeitig einzubeziehen. Darauf aufbauend 
eine vertiefte Ausbildungsschiene für Lehrerinnen und Lehrer, die ein besonderes 
Interesse an Extremismusprävention zeigen. Dies soll in bestehende Strukturen an 
den Schulstandorten und –clustern (wie z.B. den Kinderschutzteams) eingebettet 
werden, um Meldewege möglichst niederschwellig zu etablieren. 
 

2.1.2. Einbindung der Eltern 
• Ein systematisierter Austausch mit Elternvereinen soll auf die Maßnahmen der 

Präventionsarbeit aufmerksam machen. Bei der Einbindung der Eltern ist besonders 
darauf zu achten, dass Jugendliche ihre Eigenständigkeit wahren und ihr 
eigenverantwortliches Handeln gefördert wird. 

 
2.2. Früherkennung und strukturierte Zusammenarbeit 

• Auf- und Ausbau eines schulischen Bedrohungsmanagements mit standardisierten 
Verfahren – umgesetzt durch das BMB, unterstützt von der Polizei 

• Vorbeugung verfassungsgefährdender Angriffe durch verbindliche Fallkonferenzen 
unter Einbindung von Schule, Polizei, Kinder- und Jugendhilfe sowie 
Schulpsychologie  

• Förderung des interdisziplinären Datenaustauschs im rechtlichen Rahmen 
• systematische Einbindung schulpsychologischer Dienste 

 
3. Sicherheit als dynamischer Prozess 

Das Maßnahmenpaket zur Schulsicherheit soll allen beteiligten Polizeiorganen sowie allen 
Lehrkräften klare Handlungsgrundlagen geben. Dabei handelt es sich nicht um ein starres 
Modell, sondern um ein dynamisches System: Die einzelnen Bausteine greifen ineinander, 
verstärken sich gegenseitig und schaffen Synergien. 

Polizei und Bildung: Hand in Hand Verantwortung übernehmen – Sicherheit entsteht im 
Schulterschluss. 
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Die Bedeckung wird seitens des BMB und BMI mit den regulär zur Verfügung stehenden 
Mitteln [entsprechend des beschlossenen BFG 2025, BFG 2026 bzw. BFRG 2025-2028, 
BFRG 2026-2029] ohne Zusatzanforderungen an den Bundeshaushalt sichergestellt. 
Weiters wird die Kooperation zwischen BMI/Polizei und den Schulen mit den vorhandenen 
Personalressourcen und im vorgegebenen Budgetrahmen der UG 11 (Inneres) und 30 
(Bildung) bewältigt werden. 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

12. Dezember 2025 

Mag. Gerhard Karner  
Bundesminister 

Christoph Wiederkehr, MA  
Bundesminister 
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